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Finanzmarktregulierung –  
Die Folgen für die Agrarwirtschaft

Die internationale Finanzkrise ist nach wie vor nicht ausgestanden. Was als 
Immobilien- und Bankenkrise begonnen hatte, entwickelte sich über eine 
weltweite Wirtschaftskrise 2008/2009 zu einer akuten Staats schuldenkrise, 
ins besondere in Europa. Weltweit sind die Staatsdefizite, getrieben von  
den Kosten der Bankenrettung und Konjunkturstabilisierung, sprunghaft  
angestiegen. Auf den Fi nanz märkten hat dies Zweifel an der zukünftigen 
Zahlungsfähigkeit einiger Staaten ge nährt. Dies wurde besonders im Mai 
2010 deutlich, als die massiven Re fi nan zie rungs pro bleme Griechenlands  
fast in einer Euro- und erneuten Bankenkrise gipfelten. Erst die von den  
Mit glied staaten des Euroraums, der Europäischen Union, der Europäischen 
Zentralbank und des Internationalen Währungsfonds beschlossenen um-
fangreichen Rettungsprogramme für Grie chenland und dann für den ge-
samten Euro raum führten zu einer Beruhigung der Lage. Im Jahresverlauf 
musste auch Irland die Hilfen beanspruchen, um eine drohende Zahlungs-
unfähigkeit  abzuwenden. 

Wer aber – ob nun Banken oder ganze Staaten – im Zweifel darauf bauen 
kann, dass Ret tungsschirme aufgespannt werden, der verhält sich risikofreu-
diger oder mindestens sorg loser. Das ordnungspolitische Grundprinzip der 
Haftung, im Sinne eines Kon se quen zen-Tragens, rückt damit in den Fokus 
der weltweiten Regulierungsansätze. Im Kern geht es um eine Entschleuni-
gung und Risikoreduktion des Finanzsystems. „Nie wieder dür fen Regie-
rungen in Geiselhaft von Finanzinstituten genommen werden“; das ist der 
for mulierte Anspruch der Staats- und Regierungschefs der G20. Ob die kon-
krete Aus ge stal tung der Reformen diesem Ziel gerecht wird, muss sich zwar 
erst erweisen. Manches mag sogar kontraproduktiv sein oder eher symbo-
lischen Charakter haben. In jedem Fall wer den die Jahre 2010 und 2011 als 
Jahre der Regulierung in die Banken- und Fi nanz ge schichte eingehen, nach-
dem die Vorjahre im Zeichen der Bankenrettung gestanden hatten. Voraus-
gegangen waren zwei Jahrzehnte der Deregulierung des Bankensektors. 

Stabilisierungsmaßnahmen des SoFFin
in Mrd. €

Gewährte Garantien (abgeschlossene Rahmenverträge, insgesamt 55,6)

FMS Wertmanagement (HRE)                                                                    15,0

IKB Deutsche Industriebank AG                                            9,7

HSH Nordbank AG                                                             9,0

Einlagensicherungsfonds                                     5,4

Commerzbank AG                                              5,0

BayernLB                                                         4,7

Aareal Bank AG                                              4,0

Düsseldorfer Hypothekenbank AG             2,4

Corealcredit Bank AG                        0,4

Kapitalmaßnahmen (insgesamt 29,3)

Commerzbank AG 18,2

Hypo Real Estate Holding AG                                         7,7

WestLB AG                                                 3,0

Aareal Bank AG                                0,4

Das um Prolongationen bereinigte Antragsvolumen auf Stabilisierungshilfen betrug 
insgesamt 123,6 Mrd. €.

Quelle: SoFFin, Stand 02. 02. 2011
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Die wesentlichen Finanzmarktreformen finden dabei auf drei Ebenen statt: 
Neben der Neu ordnung der Finanzaufsicht und Maßnahmen, die das geord-
nete Abwickeln von in Schief lage geratenen Finanzhäusern ermöglichen, 
sind dies insbesondere Maßnahmen der Krisenprävention. Dabei handelt es 
sich um Reformen, die sowohl auf der Ebene der einzelnen Institute als auch 
auf der Ebene des gesamten Finanzsystems für mehr Stabilität sorgen sollen. 

Einige Reformen, insbesondere die, die einzelne Banken und Institute betref-
fen, sind bereits in Kraft oder müssen noch in nationales Recht umgesetzt 
werden. Anderes ist noch in Arbeit und heftig umstritten. Dabei sind die 
 Reformbemühungen umso we ni ger weit fortgeschritten, je größer der Bedarf 
an supranationalen Regeln auf den jeweiligen Reformfeldern wird, wie der 
Sachverständigenrat festgestellt hat. Das gilt insbesondere für die Bereiche 
Systemrelevanz einzelner Bankhäuser und international abgestimmtes In-
solvenzrecht für Banken sowie die Aufsichtsreformen.

Agrarwirtschaft von der Regulierung der Finanzmärkte betroffen

Für die deutsche Agrarwirtschaft steht in erster Linie die zukünftige Kre dit-
ver sorgung durch die Banken im Vordergrund. Im Folgenden sollen deshalb 
die wichtigsten Re form be mü hungen auf diesem Feld vorgestellt werden 
und die möglichen Auswirkungen auf die Agrar wirtschaft skizziert werden. 
Das sind: 

●  die Verschärfung der Eigenkapital- und Liquiditätsanforderungen für 
 Banken im Rahmen der Basel III-Beschlüsse sowie

●  die Einführung einer Bankenabgabe im Rahmen des Restrukturierungs-
fondsgesetzes für deutsche Kreditinstitute. 

Eigenkapitalanforderungen versus Kreditvergabe

Eine wichtige Erkenntnis der Krise ist, dass die Eigenkapitaldecke vieler 
Banken nicht aus gereicht hat. In Summe führte dies zu einer Unterkapitali-
sierung des gesamten Sys tems – mit den bekannten Folgen. Die Verschärfung 
der geltenden Eigen ka pi tal vor schrif ten ist in dieser Hinsicht eine logische 
Konsequenz. Bankenaufseher und Regulierer ste hen dabei aber vor einem 
Zielkonflikt: Genauso wie krisenbedingte Eigenkapitalverluste bei Banken 
zu einer Reduzierung der Kreditvergabe führen können, engen strengere 
Eigen kapitalvorschriften ebenfalls die Kreditvergabe ein. Man spricht dann 
von einem re gu latorisch induzierten Rückgang der Kreditvergabe. Finanz-
marktregulierung definiert in die ser Hinsicht das Spannungsfeld zwischen 
angemessener Kreditversorgung der Real wirt schaft und der Stabilität des 
 Finanzsystems als Ganzem. Die Regulierungskunst liegt darin, beide Waag-
schalen auszubalancieren. 

Von Basel I zu Basel II

Die Eigenkapitalvorschriften für Banken werden seit den 80er-Jahren des 
letzten Jahr hun derts auf Basis von Empfehlungen des Baseler Ausschusses 
für Bankenaufsicht international har monisiert und festgelegt. Die Empfeh-
lungen sind nicht rechtlich bindend und müssen des halb erst in nationales 
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Ungelöste Probleme und eingeleitete Reformen  
zur Regulierung des Finanzsystems

Krisenprävention

Widerstands­
fähigkeit einzelner 
Finanzinstitute 
erhöhen und  
Pro zyklizität 
 verringern

Eigenkapitalbasis 
stärken

Prozyklizität 
 reduzieren

Begrenzung des 
Verschuldungs­
grads – Einführen 
einer Leverage 
Ratio

Liquiditäts­
standards und 
Begrenzung  
der Interbanken­
kredite

Contingent Capital

Systemrelevanz 
reduzieren durch 
Lenkungsabgaben 
oder zusätzliche 
Eigenkapitalpuffer

Bündelung und 
Straffung der 
 Aufsicht auf natio­
naler Ebene

Effektive Aufsicht 
über system­
relevante Institute 
auf der supranatio­
nalen Ebene

Grenzüberschrei­
tende Insolvenzen 
– Beteiligungen  
von Ländern an 
Krisenkosten

Grenzüberschrei­
tender Restruk­
turierungsfonds 
– Beteiligung der 
Privaten an den 
Kosten der Krise

Marktstabilität 
 erhöhen und 
Systemrelevanz 
verringern

Standardisierung 
und Zentrali­ 
sierung des 
 Derivatehandels

Finanztransaktions­
steuer und Verbot 
von ungedeckten 
Leerverkäufen

Volcker­Regeln –  
Systemrelevanz 
reduzieren durch 
Aktivitätenbe­
schränkungen/
Trennbanken­ 
system

Aufsichtsreform

Aufsichts­
kompetenzen neu 
ausrichten

Reform der Auf­
sichtsstrukturen 
auf europäischer 
Ebene

Krisen- 
management

Abwicklung und 
Lastenteilung

„Living Wills“

Reform des 
Restruk turie­
rungsprozesses  
von Banken

Eingeleitete Reformen

Ungelöste Probleme

Quelle: Sachverständigenrat 2010
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Recht umgesetzt werden. In Europa erfolgte dies durch eine Richt linie der 
EU und entsprechende Umsetzungsgesetze in den Nationalstaaten.

Seit der Umsetzung der Basel I-Beschlüsse von 1988 müssen Banken eine 
8-prozentige Eigenkapitalquote bezogen auf die risikogewichtete Bilanzsum-
me aufweisen. Un ter schreitet ein Finanzinstitut die vorgeschriebene Schwelle, 
können aufsichtsrechtliche Maß nahmen eingeleitet werden – bis hin zur 
Zwangsverwaltung.
 
Mit Basel II wurde die Eigenkapitalunterlegung dann stärker differenziert, 
ohne dass auf Gesamtbankebene die vorgeschriebene Quote von 8 % verän-
dert wurde. Die Folge von Basel II ist, dass Banken für Kredite mit geringem 
Ausfallrisiko weniger Eigenkapital vor hal ten müssen als für solche mit 
 höherem. Die Einführung detaillierter Ratingsysteme zur Messung des Aus-
fallrisikos jedes einzelnen Kreditnehmers war die Folge. 

Die damit verbundenen höheren Anforderungen im Kreditvergabeprozess 
werden auf der Ebene der Kreditnehmer bzw. Agrarunternehmen mittler-
weile nicht mehr – wie zu nächst befürchtet – als reine Notwendigkeit gese-
hen oder gar abgelehnt. Viele Be triebs leiter haben die Chancen des Ratings 
erkannt und nutzen die Ergebnisse für ihre Unternehmenssteuerung. Inner-
halb der Förderbankenlandschaft wurde Basel II im Rah men des Risiko-
gerechten Zinssystems umgesetzt. Der Endkreditnehmerzinssatz wird da bei 
auf Basis von Bonität und Besicherung ermittelt und der Kredit damit risiko-
gerecht bepreist.

Im Ergebnis hat Basel II zwar die Beziehung zwischen Bank und Kreditneh-
mer deutlich intensiviert, ohne allerdings die Risikotragfähigkeit des Finanz-
systems insgesamt zu verändern. 

Dies soll nun nachgeholt werden. Strengere Eigenkapitalvorschriften sind 
deshalb der Kern der Empfehlungen, die der Baseler Ausschuss im Septem-
ber 2010 unter dem Kür zel Basel III vorgeschlagen hat. Dabei werden den 
Bankhäusern Übergangsfristen bis 2019 und für Teilbereiche auch bis 2023 
eingeräumt. Die EU hat bereits angekündigt, die we sentlichen Elemente um-
zusetzen.

Basel III: Höhere Mindestquoten und engere Eigenkapitaldefinition 

Die Verschärfung erfolgt dabei nicht nur durch die pauschale Erhöhung der 
Min dest eigen ka pitalquoten (siehe Grafik), sondern auch indirekt über eine 
engere Definition der zulässigen Eigenkapitalbestandteile.

Ban ken ist es nämlich unter den gültigen Vorschriften erlaubt, die Mindest-
quote von 8 % zu je gleichen Teilen mit Kernkapital, das dem Institut dauer-
haft zur Verfügung steht, und Ergänzungskapital zu er  füllen. Letzteres wird 
zwar dem haftenden Eigenkapital von Kreditinstituten zugerechnet, nicht 
aber als Eigenkapital bilanziert, wie zum Beispiel Nachrangdarlehen oder 
Ge nuss rechts ka pi tal. In der Finanzkrise hat sich jedoch gezeigt, dass diese 
 Kapitalbestandteile nicht immer zum laufenden Verlustausgleich zur Verfü-
gung stehen, z. B. weil sie mit Kün di gungs  rechten versehen sind. Deshalb 
sollen zukünftig insbesondere die Anteile der Kapitalbestandteile erhöht 
werden, die uneingeschränkt zum Verlustausgleich zur Verfügung stehen. 
Das sind im Wesentlichen das Grundkapital sowie die ein be hal te nen Gewinne.

Basel III: Neue 
 Eigenkapitalregeln

14 in %
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 Rege­ Rege­
 lung lung
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  künftig

  antizyklischer Kapital­
puffer
  Kapitalerhaltungs­
puffer
  Ergänzungskapital
  weiches Kernkapital
  hartes Kernkapital

Quelle: Bundesministe­
rium der Finanzen
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Für die deutsche Bankenlandschaft mit ihrem traditionell hohen Anteil an 
öffentlich-recht   lich und genossenschaftlich organisierten Instituten ist außer-
dem die zukünftige Be  handlung von Einlagen stiller Gesellschafter und 
 Genossenschaftskapital von Be deu tung. Stille Einlagen werden vor allem im 
öffentlich-rechtlichen Bankensektor genutzt. Es über  rascht deshalb nicht, 
dass sich die deutschen Vertreter im Rahmen der Basel III-Be schlüs  se nicht 
auf neue (höhere) Eigenkapitalquoten einlassen wollten, ohne vorher 
 Klar  heit über die Definition des Kapitalbegriffs zu haben. Letztlich konnte  
in den Ver hand lungen erreicht werden, dass Genossenschaftskapital unein-
geschränkt weiterhin als hartes Kern ka  pital gilt und für die stillen Einlagen 
von Nicht-AGs – also für die meisten Sparkassen und Landesbanken – 
 zumindest lange Übergangsfristen gelten.

Deutsche Banken benötigen zusätzliches Eigenkapital

Deutsche Banken benötigen zusätzliches Eigenkapital, um die zukünftigen 
Kapitalquoten er  füllen zu können. Eine im November 2010 veröffentlichte 
Simulationsstudie der Deut schen Bundesbank geht davon aus, dass dieser 
zusätzliche Bedarf an Eigenkapital bis 2018 etwa 50 Mrd. € beträgt. Dabei ist 
der erwartete Kapitalbedarf der einzelnen Bankhäuser sehr unterschiedlich. 
Die Studie geht weiter davon aus, dass für die Summe der Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken ein eher geringer Be darf besteht. Dies bestätigen 
auch entsprechende Verbandsangaben. 

Angesichts der langen Übergangsphase dürfte ein Großteil der Kapital-
bildung über ein be hal tene Gewinne erfolgen, auch wenn die Ertragskraft 
vieler Banken in den nächsten Jah ren nicht zuletzt wegen der steigenden 
 Regulierungskosten leiden wird. Der Weg der Ka pitalerhöhung steht insbe-
sondere Aktiengesellschaften offen. In den letzten Mo naten haben einige 
börsennotierte Privatbanken diesen Weg bereits genutzt. Daneben bleibt 
Ban ken Zeit, Anpassungen bei ihren Geschäftsmodellen vorzunehmen: 
 Werden Risiko akti va abgebaut, sinkt natürlich auch der zukünftige Eigen-
kapitalbedarf. 

Erstmalige Einführung internationaler Liquiditätsanforderungen 

Mit den Basel III-Empfehlungen wurden nun auch erstmals international 
gültige quantitative Li qui di täts  vorschriften für Banken formuliert. Ein 
 wesentlicher Grund für das Ausmaß der Fi nanz  krise war nämlich eine 
 exzessive Fristentransformation. So wurden mitunter lang fris  tige Forderun-
gen durch sehr kurzfristig revolvierende Geldmarktpapiere refinanziert.  
Die schnelle Ausbreitung der Krise im Bankensektor erfolgte dann nicht 
 zuletzt über den Geldmarkt, der aufgrund des mangelnden Vertrauens der 
Banken untereinander nicht mehr funktionsfähig war. 

In Zukunft ist Banken eine zu starke Fristentransformation nicht mehr gestat-
tet. Damit wächst die Bedeutung von mittel- und langfristigen Refinanzie-
rungen, wie sie zum Bei spiel die Rentenbank und andere Förderbanken an-
bieten. Die aktuell hohe In an spruch nah me der Programmkredite der Ren-
tenbank ist in dieser Hinsicht nicht nur Aus druck einer hohen Investi-
tionsdynamik der Agrarwirtschaft, sondern auch Kennzeichen eines gestie-
genen Bedarfs an mittel- und langfristigen Refinanzierungsquellen der 
 Ban ken. 
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Restrukturierungsgesetz und Bankenabgabe 

Eine weitere wichtige Lehre aus der Finanzmarktkrise besteht in der Einsicht, 
 einen ge ord ne ten Rahmen für die Abwicklung von in Schwierigkeiten gera-
tenen Banken schaffen zu müssen. Das dahinterliegende Problem des „too 
big to fail“ kann allerdings nur auf in ter na tio na ler Ebene zufriedenstellend 
gelöst werden. Mit dem Re struk tu rie rungs fondsge setz hat der deutsche 
 Gesetzgeber hier jedoch einen ersten Vorstoß unternommen. 

Bestandteil dieses Gesetzes ist unter anderem die Errichtung eines Re struk-
tu rie rungs fonds für Kreditinstitute. Dieser wird als Sondervermögen des 
Bundes errichtet und von der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung 
verwaltet. Die angesammelten Mittel ste hen zur Finanzierung künftiger 
 Restrukturierungs- und Abwicklungsmaßnahmen bei sys te m relevanten 
Banken bereit. 

Gespeist wird der Fonds ab 2011 durch eine Bankenabgabe. Es wird mit einem 
jährlichen Aufkommen von etwa 1,3 Mrd. € gerechnet. Zielgröße des Fonds 
sind 70 Mrd. €. Beitragspflichtig sind alle Banken und Sparkassen in Deutsch-
land, mit Ausnahme der mit gesetzlichen Förderaufgaben betrauten Insti-
tute. 

Bemessungsgrundlage für die progressiv ausgestaltete Abgabe ist die 
Bilanz summe ab züg lich des haftenden Eigenkapitals und der Kundenein-
lagen. Darüber hinaus wird das Derivatevolumen einbezogen. Damit ist die 
Beitragsermittlung auf zwei Arten am sys te mi schen Risiko der Bank aus-
gerichtet: Zum einen zahlen Bankhäuser mit einer hohen Bi lanz summe 
mehr, da die Abgabe progressiv ausgestaltet ist. Zum anderen sind Ban ken, 
die sich stark über Kundeneinlagen refinanzieren, wie zum Beispiel Spar-
kassen und Ge nossenschaftsbanken, weniger stark betroffen als kapitalmarkt-
refinanzierte Bank häu ser. 

Auch wenn Förderbanken von der Beitragspflicht befreit sind, so gilt dies 
nicht für För der kre dite. Damit fällt auch bei Förderdarlehen der Rentenbank 
auf der Ebene der Hausbank und ggf. zusätzlich auf der Ebene des durch-
leitenden Zentralinstituts die Abgabe an. Da für gibt es kein sachliches Argu-
ment. Während Kundeneinlagen in der Regel kurzfristig zu min dest teil-
weise abgezogen werden können und dann gegebenenfalls am Kapitalmarkt 
re fi nan ziert werden müssten, sind Förderkredite bereits volumen- und lauf-
zeitkongruent re fi nan ziert – und damit maximal krisenfest. Darüber hinaus 
kommt den Förderdarlehen eine wirtschaftspolitische Bedeutung zu. Daher 
ist eine Belastung der Förderdarlehen aus unserer Sicht in kon sequent.
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Zukünftige Kreditversorgung der Agrarwirtschaft gesichert 

Um die Auswirkungen der geplanten Regulierung auf die Kreditversorgung 
der Land- und Ernährungswirtschaft zu bewerten, sind zwei im Grunde 
 gegenläufige Entwicklungen von Bedeutung: 

Zum einen führen strengere Eigenkapitalanforderungen wie auch die Banken-
abgabe zu er höhten Kosten der Kreditvergabe. Eine tatsächliche Begrenzung 
der Kreditvergabe – im Sinne einer regulatorischen Kreditklemme – ist aller-
dings nicht in Sicht. 

Zum anderen erwarten Branchenexperten eine stärkere realwirtschaftliche 
Ausrichtung des Bankensektors insgesamt. Das entspricht auch den grund-
legenden Zielen der Ban ken regulierung. Viele Geschäftsmodelle der Ver-
gangenheit sind nicht mehr zukunftsfähig und werden angepasst. Die Bun-
desbank erwartet in ihrem Finanzmarktstabilitätsbericht 2010, dass Banken 
ihre Portfolien aufgrund der veränderten Regulierung neu ausrichten. Die 
relativen Kapitalkosten für Aktiva im Handelsbuch und im Bankbuch haben 
sich zu gunsten von Letzterem verschoben. Das spricht für eine stärkere real-
wirtschaftlich orien tierte Kreditvergabe und gegen eine weiter wachsende 
Bedeutung des Investment-Bankings. Mit anderen Worten: Banken entdecken 
den Mittelstand und den Privatkunden wie der. Zumindest für die Agrar-
wirtschaft galt dies schon in den letzten zwei Jah ren. Die Hausbanken haben 
das Agrarkreditgeschäft, wie ein Blick in die Bundesbankstatistik und die 
Zusagestatistik der Rentenbank zeigt, deutlich ausgebaut und haben sich 
lang fris tig bei der Rentenbank refinanziert. In gewisser Weise haben sie sich 
damit schon früh zeitig auf die neuen Anforderungen der Bankenregulierung 
vorbereitet.

So mit spricht viel dafür, dass die Regulierungskosten nicht vollständig an 
den Kre dit neh mer weitergeleitet werden können. Stattdessen dürften auch 
andere Stellschrauben zum Einsatz kommen, seien es Maßnahmen zur 
 Kostensenkung und Produktivitätssteigerung oder auch sin kende Ansprüche 
an die Eigenkapitalverzinsung von Banken. 

Unternehmen der Agrarwirtschaft bleiben attraktive Kreditkunden 

Die Agrarwirtschaft gehört innerhalb der Geschäfts- bzw. Firmenkunden zu 
den so li des ten Geschäftspartnern. Die Unternehmen weisen im wahrsten 
Sinne des Wortes bo den stän dige und nachhaltige Geschäftsmodelle auf. 
 Insbesondere landwirtschaftliche Unternehmen zeichnen sich nicht zuletzt 
aufgrund der hohen Eigenkapitalquoten durch eine hohe Stabilität aus. 
Auch die Kapitalbasis der landwirtschaftlichen Betriebe in Ostdeutschland 
hat sich in den letzten 20 Jahren nach dem Mauer fall verbessert. Vor allem 
Betriebe, die bereits frühzeitig landwirtschaftliche Nutz flä che zugekauft 
 haben, profitieren nun von gestiegenen Bodenpreisen. Die damit ein her ge-
hende Vermögenswertsteigerung wirkt sich natürlich auch positiv auf die 
Be lei hungswerte der Betriebe aus. Die Ausfallrisiken in der landwirtschaft-
lichen Kreditvergabe sind da her nach wie vor äußerst gering. Außerdem 
werden die langfristigen Perspektiven der Land wirtschaft positiv einge-
schätzt, vor allem wegen der prognostizierten Steigerung der globalen 
 Nahrungsmittelnachfrage und der Nutzung von Ackerland zur Produktion 
von Bioenergie. 
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Im Export hat die deutsche Land- und Ernährungswirtschaft unter dem 
Druck der niedrigen Agrarpreise auf dem Heimatmarkt bei gleichzeitig 
 hohen Umwelt- und Tierschutzauflagen ihre Wettbewerbsfähigkeit in den 
letzten Jahren deutlich verbessert. Zudem zeichnet sich der Agrarsektor 
 gerade mit den mittelständisch geprägten Unternehmen der Ernährungs-
wirtschaft durch eine hohe Stabilität aus. Die Ernährungsindustrie als 
 Produzentin von Lebensmitteln – und somit Waren des täg lichen Bedarfs – 
ist in relativ geringem Maße von Konjunkturschwankungen betroffen. 
Schließlich konnte dieser Industriezweig selbst während der Wirtschafts-
krise stabile Umsatz- und Be schäf tigtenzahlen aufweisen. Auch weitere der 
Landwirtschaft vor- und nachgelagerte Industrien wie etwa Landhandelsun-
ternehmen oder die Bioenergiebranche werden eher von den Ent wick lungen 
auf den Agrarmärkten sowie von den agrar- und energiepolitischen Rah men -
be dingungen beeinflusst als von den allgemeinen konjunkturellen Zyklen. 
Die Agrar wirt schaft kann, nicht zuletzt durch Chancen auf den internatio-
nalen Märkten, als Zu kunfts branche mit erheblichem Wachstumspotenzial 
gesehen werden. Deshalb ist zu erwarten, dass die Hausbanken nach wie 
vor ein großes Interesse an der Kreditvergabe an diese Kun den grup pe  haben 
werden.

Zudem hat die deutsche Landwirtschaft aus Sicht der Kreditinstitute noch 
aus einem weite  ren Grund an Attraktivität gewonnen. Die Landwirte haben 
in den vergangenen Jah ren die äußerst günstigen Rahmenbedingungen für 
Investitionen in erneuerbare Energien durch das Erneuerbare-Energien- 
Gesetz (EEG) genutzt. Dieses sah sowohl für Foto voltaik- als auch für Bio-
gasanlagen attraktive Vergütungssätze vor. Dadurch ist der land wirtschaft-
liche Betrieb zum „doppelten“ Kreditkunden geworden. Dabei beschränkt 
sich die Rolle der Landwirtschaft nicht nur auf die Produktion von Rohstof-
fen für die Bio energieproduktion, wie noch vor einigen Jahren befürchtet. 
Stattdessen befindet sich meistens der gesamte Prozess der Energieproduk-
tion in den Händen der land wirt schaft li chen Unternehmer. Dies gilt zumin-
dest für die vielen dezentralen Biogas- und Foto voltaik anlagen. Bei Wind-
kraftanlagen profitieren Landwirte hingegen über die Flä chen pacht, soweit 
sie nicht ohnehin selbst Investor sind.

Wie die Bundesbankstatistik verdeutlicht, stieg die Kreditvergabe an land-
wirt schaft liche Unternehmen seit Anfang 2009 kontinuierlich an, während 
die Kreditvergabe an das verarbeitende Gewerbe deutlich sank. Im vierten 
Quartal 2010 betrug der Kre dit be stand der Landwirtschaft 40,3 Mrd. € und 
verzeichnete damit einen Rekordwert. Dies lässt sich insbesondere durch  
die stark gestiegenen Investitionen in er neuer ba re Energien erklären. Das 
EEG erwies sich dabei als eine Art Sonderkonjunkturprogramm und dürfte 
in dieser Hinsicht mittlerweile bedeutender sein als das klassische Agrar-
investitionsförderprogramm (AFP).

Land- und Ernährungswirtschaft profitieren von stabilen Bankpartnern 

Nicht nur die hohe Attrak ti vi tät der Landwirtschaft, sondern auch die Stabi-
lität der kreditgewährenden Institute begünstigen Landwirte beim Kredit-
zugang. Bei der Agrarkreditvergabe dominieren Volks- und Raiffeisen-
banken mit aktuell einem An teil von 49 %, gefolgt von den Sparkassen mit 
einem Marktanteil von 24 % und den privaten Kreditbanken mit einem  
Anteil von 17 %. Die oft mals im ländlichen Raum verwurzelten Institute  
haben sich auch in der Finanzkrise als äußerst solide erwiesen. Sie sind  

Kreditbestand der 
Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei und  
Fischzucht nach 
 Bankengruppen im  
4. Quartal 2010

  Genossenschafts­
banken 49 %

  Sparkassen 24 %

  Kreditbanken 17 %

  Sonstige Banken 10 %

Quelle:  
Deutsche Bundesbank
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deutlich weniger kapitalmarktabhängig und re fi nan zie ren sich über die  
Einlagen ihrer Kunden und die mittel- und langfristigen Refinanzierungs-
angebote der Rentenbank. Sie waren daher wesentlich weniger von Liqui-
ditätsschwierigkeiten betroffen.

Der gute bis sehr gute Kreditzugang der Agrarwirtschaft wird auch regel-
mäßig von Umfragen innerhalb der Land wirtschaft bestätigt. So haben die 
Landwirte auch in Zeiten der Finanz- und Wirt schafts krise von einem un-
problematischen Kreditzugang berichtet. Verschlechterungen wur den nur 
insofern gesehen, als Kreditinstitute höhere Zinsaufschläge im Rah men des 
Risikogerechten Zinssystems oder in Einzelfällen zusätzliche Si cher heiten 
forderten. Kreditablehnungen waren die absolute Ausnahme. Während des 
dra matischen Preiseinbruchs an vielen Agrarmärkten zeigten die Haus-
banken ihre Kom pe tenz im Umgang mit der Krise und begleiteten die Land-
wirte durch diese schwierige Zeit. Daher verwundert es auch nicht, dass  
die Landwirte in der Umfrage des Konjunktur- und Investitionsbarometers 
Agrar sowohl die Agrar- als auch die Finanzierungskompetenz ihrer Kredit-
institute überwiegend positiv bewerteten. Auf einer Skala von 1 (sehr zufrie-
den) bis 5 (sehr unzufrieden) erhielten die Hausbanken im Hinblick auf die 
agrar fachliche Kompetenz einen Durchschnittswert von 2,6. Die Finanzie-
rungskompetenz wurde mit 2,4 etwas besser bewertet. Allerdings bestehen 
regionale Unterschiede. Wäh rend die Landwirte in Norddeutschland 
 sowohl hinsichtlich der Agrar- als auch der Fi nan zie rungskompetenz zufrie-
dener als der Bundesdurchschnitt sind, bezieht sich die höhere Zu frie denheit 
in Ostdeutschland nur auf die agrarfachliche Kompetenz. Die Unternehmen 
in Süd deutschland sind bezogen auf beide Attribute unzufriedener als im 
Bundesdurchschnitt.

Große regionale Unterschiede im Agrarkreditgeschäft 

Diese Entwicklungen führten dazu, dass der Agrarkreditanteil innerhalb des 
Kre dit port folios bei vielen etablierten Agrarbanken gesteigert werden konn-
te. Zudem zeigten Ban ken an der Landwirtschaft Interesse, die in diesem 
 Bereich bisher eher zu rück hal tend agierten. Allerdings steigen die Anforde-
rungen an den Prozess der Darlehensvergabe un ab hän gig von den Regulie-
rungsanforderungen. Dies gilt für den Landwirt, aber ebenso für die Haus-
bank.

Auf Seiten der Hausbank wird es bei steigenden Blankoanteilen und stärker 
schwan ken den Agrarpreisen immer wichtiger, die Qualität des Landwirts 
und seiner Un ter neh mens füh rung sachgerecht zu bestimmen. Neben der 
eher technisch ablaufenden Ermittlung des Ratings und der Kapitaldienst-
fähigkeit des Unternehmers ist es nötig, sich kritisch mit den vorgelegten 
Projektplanungsdaten auseinanderzusetzen. Agrarfachliches Wissen wird 
damit ein immer wichtigerer Erfolgsfaktor im Agrarkreditgeschäft, der nicht 
unterschätzt wer den sollte. Das Vorhandensein oder eben das Fehlen von 
entsprechendem agrar wirt schaft lichem Know-how in den Banken erklärt zu 
einem Großteil die zu beobachtenden regio nalen Qualitätsunterschiede im 
Agrarkreditgeschäft. In agrarstrukturell schwachen Regio nen ist es den Haus-
banken oftmals nicht möglich, spezialisiertes Fach-Know-how, bei spiels-
weise durch einen Agrarkundenbetreuer, vorzuhalten. Der Rückgriff auf das 
Fach wis sen von Zentralinstituten oder die entsprechende Bündelung inner-
halb von ver schie de nen Instituten könnte daher, wie Beispiele zeigen, ein 
Ausweg sein.

Finanzierungskompe-
tenz der Hausbanken 

Agrarfachliche 
 Kompetenz der Haus-
banken 

  Sehr zufrieden

  Zufrieden

  Weder noch

  Unzufrieden

 Sehr unzufrieden

Quelle: Konjunktur­ und 
Investitionsbarometer 
Agrar, Dezember 2010
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Ausblick

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die wesentlichen Eck-
punkte der Ban ken regulierung feststehen. Ursachen und Wirkungen der 
 Finanzkrise sind in weiten Teilen ana lysiert und entsprechende Regulie-
rungsvorschläge auf den Weg gebracht. Die Agrar wirt schaft kann den 
 Änderungen gelassen entgegensehen; ist doch eine stärkere Aus rich tung  
des Finanzsektors auf realwirtschaftliche Aktivitäten das Ziel.

Daneben zeichnet sich aber mit der zukünftigen Organisation und Ausge-
staltung von Wa ren termingeschäften ein zweites Regulierungsfeld ab, von 
dem die Agrarwirtschaft un mit tel bar betroffen ist. Dabei gibt es einen 
 wesentlichen Unterschied zwischen beiden Hand lungs feldern. Während  
die Ursache-Wirkungs-Beziehung bei der Bankenregulierung auf Basis der 
 Erfah rungen der letzten Jahre allgemein akzeptiert ist, wird über die 
 Be gründung der Regulierung des Warenterminhandels noch in starkem 
Maße diskutiert. 

Aus löser der teilweise emotional aufgeladenen Diskussion ist die Zunahme 
der Preisschwankungen auf den Agrarrohstoffmärkten in den vergangenen 
Jahren. Dabei richtet sich der Vorwurf an Finanzinvestoren, durch ihr Engage-
ment an den Warenterminbörsen Preis schwan kungen auf den Kassamärkten 
auszulösen bzw. zu verstärken. Für die Funk tions fä hig keit der Warentermin-
märkte sind Finanzinvestoren jedoch essenziell, um die nötige Li qui di tät zu 
gewährleisen. Die Agrarwirtschaft benötigt Warenterminbörsen zunehmend 
für das Risikomanagement, um ihre Ein- und Verkaufspreise ab zu sichern. 
Bisher wird konträr darüber diskutiert, ob und wenn ja welchen Anteil die 
Fi nanz investoren an den Preisveränderungen auf den Kassamärkten haben. 
Die Diskussion um die Regulierung der Warenterminbörsen steht daher 
noch am Anfang.
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